
„Die Befreiung der Arbeiterklasse muss die Tat der Arbeiter selbst sein.“ – Karl Marx 

CDU – Club deutscher Unternehmer:innen 
Der neue Berliner Senat unter Kai Wegener (CDU) und Exbürgermeisterin Giffey (SPD) will Stärke 

zeigen – vor allem gegen Protestierende. Zur Erinnerung: Nur 29 % der Berliner Wahlberechtigten 

hatten einer dieser Parteien der „großen Koalition“ im Februar ihre Stimme gegeben. 37 % hingegen 

hatten gar nicht an der Wahl teilgenommen. Nun wird aber so getan, als ob dieser Senat „dem 
Wählerwillen“ entsprechen würde.

Wobei natürlich nicht jede Stimme gleich viel zählt in 
dieser Demokratie. Es gibt zum Beispiel Menschen 
wie den Immobilien-Unternehmer Gröner, der seiner 
Stimme mit einer kleinen Spende unter Freunden 
von 820.000 Euro ein bisschen mehr Gewicht 
verleihen kann. Was völlig legal ist, wenn er dies 
nicht an Gegenleistungen knüpft, worüber nun der 
Bundestag diskutieren soll. Doch ganz egal, wie das 
ausgeht, Wegner war nach eigener Auskunft „sehr, 
sehr beeindruckt“ von dem ersten Gespräch mit 
seinem neuen Freund, als er ihn vor drei Jahren beim 
„Verein Industrieller und Kaufleute“ kennengelernt 
hat. 
 

Immobilienkonzern müsste man sein! 
 

Schon ein bisschen peinlich, wenn die 
„Freundschaft“ von Immobilienhaien und 
Politiker:innen so öffentlich diskutiert wird. Aber ganz 
ohne Skandal hat doch auch Giffey schon in der 
letzten Legislaturperiode (und mit Rückendeckung 
von Grünen und Linken) den Volksentscheid zur 
Enteignung großer Wohnungskonzerne (der im 
Übrigen 33 Prozent mehr Stimmen bekommen hat, 
als die jetzige Koalition) einfach ignoriert und 
ausgesessen. Vom neuen Senat hat die 
Immobilienlobby sicher auch nichts zu befürchten. Im 
Gegenteil, wo sie schon dabei sind, sich über 
Mehrheiten von Volksentscheiden hinwegzusetzen, 
haben sie im Koalitionsvertrag gleich noch 
vereinbart, auf dem Tempelhofer Feld eine 
„Randbebauung in (…) Teilen der Fläche 
aus(zu)loten“. 
 

Freie Fahrt und Repression 
 

Doch Wegner macht nicht nur Politik für 
Immobilienbesitzer, sondern auch für die doch viel 
zahlreicheren Autobesitzer. Jedenfalls versucht er 
uns das weiszumachen, wobei es vor allem um 
Symbolpolitik geht. Doch auch hier ist mit Manja 
Schreiner eine ehemalige Cheflobbyistin der 
Baubranche zur neuen Verkehrssenatorin gemacht 
worden. Endlich darf man auch in der Friedrichstraße 
wieder im Stau stehen, statt nur auf den Straßen 
rundherum! Vor allem wird aber weiter Stimmung 
gemacht gegen die sogenannten „Klimakleber“, die 

vielleicht doch eine kriminelle Vereinigung sind? Auf 
jeden Fall sollen sie demnächst bis zu 5 Tagen 
präventiv verhaftet werden können und nicht nur 2 
Tage. Wirklich kriminell ist dabei der Umgang der 
Regierenden (nicht nur auf Berliner Landesebene) 
mit dem Klimawandel, der von allen als „großes 
Problem“ anerkannt wird, nur getan wird nichts, was 
der Profitmacherei der Auto- und Energiekonzerne 
schaden könnte. 
In einem Fall ist der neue Senat aber doch sehr um 
Umweltschutz bemüht: Er ließ letzte Woche ein 
Protestcamp im Volkspark Wuhlheide von der Polizei 
räumen, unter anderem weil die dort gebauten 
Baumhäuser gerade im Frühling die Rinden der 
Kiefern besonders beschädigen würden. Das kann 
natürlich nicht hingenommen werden. Da sollten die 
armen, gequälten Bäume doch lieber von ihrem 
Elend erlöst und gefällt werden, um einer großen 
Schnellstraße Platz zu machen. 

Kriminalisiert und verboten werden auch alle 
palästinensischen Proteste in der Stadt und das rund 
um den 75. Jahrestag der Staatsgründung Israels, 
die mit der gewaltsamen Vertreibung von 
Hunderttausenden palästinensischen Araber:innen 
einherging, und während aktuell wieder Dutzende 
Palästinenser:innen von der israelischen Armee 
getötet wurden – weit mehr als jüdische Israelis 
durch palästinensische Anschläge. 

So inszeniert sich der neue Senat als „law and order“ 
– alles im Zeichen von „Sicherheit und Ordnung“. 
Ganz brav und geordnet fährt er diese Stadt gegen 
die Wand. Statt den Öffentlichen Nahverkehr massiv 
auszubauen, damit er endlich zu einer echten 
Alternative zum Auto wird, auch in den 
Außenbezirken, wird sich an der „letzten Generation“ 
abgearbeitet. Und statt für bezahlbaren Wohnraum 
zu sorgen, gibt es weiterhin Politik für 
Immobilienkonzerne. 
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Inflation gibt’s nicht 
Zumindest denken das die Oberen bei der CFM. Während 
es immerhin einen kleinen Ausgleich im Öffentlichen Dienst 
gibt, sollen wir CFM-Beschäftigten leer ausgehen – zu teuer. 
Obendrauf verkündete die Geschäftsführung während der 
Betriebsversammlung, dass über einen Inflationsausgleich 
ab den 01.01.2025(!) diskutiert werden könne – als könnten 
wir bis dahin unsere Miete mit Luft und Liebe bezahlen. 
Dagegen gibt’s im Betrieb Bewegung, es wurde eine 
Petition gestartet und Kolleg:innen besuchen regelmäßig 
politische Veranstaltungen (z. B. am 26.05. zum SPD Lan-
desparteitag), um auf unsere Situation aufmerksam zu 
machen. Denn wie immer gilt: geschenkt bekommen wir in 
diesem Laden nix. 

Warten auf den Weihnachtsmann 
Als Kind hat das ja mehr oder weniger gut funktioniert – statt 
Dir Deine Wünsche zu erfüllen, vertrösteten Dich die 
Großen auf Weihnachten. Dass jetzt allerdings die Charité 
genau diese Nummer abzieht – naja. „Wegen der ange-
spannten witschaftlichen Lage“ soll es also kein Sommerfest 
dies Jahr geben – statt dessen sollen wir uns auf den Weih-
nachtsmarkt freuen. Da haben wir ja noch Glück gehabt, 
dass sich der Vorstand den Zusatz verkniffen hat: aber nur, 
wenn ihr bis dahin alle schön artig seid! 

Alles so schön bunt hier 
Was machste heutzutage, wenn es ein Imageproblem gibt 
und nicht genügend Bewerber:innen in den Beruf wollen 
wegen schlechter Arbeitsbedingungen und nicht ausrei-
chender Bezahlung? Die Bedingungen verbessern und die 
Löhne anheben? Boaah, das ist ja so was von out! Du 
nimmst Dir einfach eine sauteure Werbeklitsche und pflas-
terst die ganze Stadt mit lustig bunten Werbeplakaten zu – 
schließlich machen sana und vivantes das auch so. 

Der Traum der vier Tage Woche 
Könnte im Klinikum Bielefeld wahr werden. Doch halt, es ist 
nicht die Reduzierung der Arbeitszeit bei vollem Lohnaus-
gleich, mensch soll nach wie vor 40 Stunden schrubben 
gehen – halt nur in 4 statt 5 Tagen. Puh, ist das die Entlas-
tung die wir benötigen? Wohl nicht. Aber bevor gemeckert 
wird, dass wir nicht genug sind für eine 4 Tage Woche in der 
Pflege – wie viele Kolleg:innen arbeiten jetzt schon Teilzeit, 
weil sie das Pensum nicht schaffen? Und wie viele neue 
Kolleg:innen könnten wir gewinnen, mit solch einem 
„attraktiven“ Arbeitszeitmodell? Jedenfalls wäre diese Maß-
nahme tausendmal besser als die schnöden Werbeplakate 
der Charité. 

Wenn Du denkst, es geht nicht blöder, 
dann meldet sich der Markus Söder … 
Wenn in Ober- und Niederbayern und im Frankenlande 
Wahlen anstehen, läuft der Markus ja regelmäßig zu großer 
Form auf. Fehlende Ahnung in der Sache wird dann gern 
mal durch markige Sprüche ersetzt. Diesmal hat er sich die 
Pflege ausgeguckt. Dabei findet er es ganz besonders 
schlimm, wenn dem Personalmangel durch den Einsatz von 
Leiharbeit begegnet wird. Statt die Löhne in der Pflege an-
zuheben, sollen besser die Vergütungen in der Leiharbeit 
gedeckelt und gesenkt werden. Zumindest verlangt er das in 
einer Bundesratsinitiative. Wie er damit dem Personalnot-
stand in der Pflege begegnen will, wird nicht erklärt. 

Sauer Bier 
Bist du in der onkologischen Pflege tätig? Schon ein paar 
Jahre an der Charité dabei? Dann kannst du dich erinnern, 
die Fachweiterbildung Onkologie zählte von einem auf den 

anderen Tag nischt mehr und der Kurs wurde nicht mehr 
angeboten. Der neue Schrei: Studiengang Klinische Pflege, 
den die Charité in Kooperation mit der privaten Akkon- 
Hochschule organisierte und den bildungshungrigen 
Kolleg:innen unbedingt aufzwingen wollte. Der Plan ist wohl 
nicht aufgegangen, denn neben Studierenden werden auch 
wieder Teilnehmende der Fachweiterbildung gesucht. Doch 
so schnell vergessen Pflegekräfte Missachtung nun mal 
nicht, und so bieten sie ihren Kurs an wie das verdorbene 
Getränk.   

„Manche sagen, ich bin neoliberal“ 
Der Professor Busse sitzt nicht nur mit dem Charité-Chef 
Krömer in der Regierungskommission vom Lauterbach, 
sondern war auch Gast beim Arbeitskreis Ökonomisierung 
an der Charité. Dort stellte er sich der Diskussion zu den 
Empfehlungen der Kommission, so dachte man. Doch in 
seiner professoralen Eitelkeit und unzutreffenden Polemik 
signalisierte er den über 130 Anwesenden vor allem eins: 
Missachtung gegenüber den Erfahrungen, Sorgen und den 
Ideen für eine bessere Gestaltung des Gesundheitssystems 
der in den Kliniken beschäftigten Ärzt:innen, Pflegekräfte, 
MTAs usw. Damit erwarb er sich auf jeden Fall neben dem 
Ruf, neoliberale Politik zu betreiben den des Ignoranten.  

12.05. Tag der Pflege 
Die Charité bot Einiges auf. Sie veranstaltete Foto- Sessi-
ons. Ob sich unter den Schnappschüssen auch Bilder von 
der Demonstration des „Walk of Care“ mit einigen 100 Teil-
nehmenden vorbei am Hochhaus des CCM befinden, 
können wir nicht sagen. Doch ganz deutlich sahen wir viele 
junge Kolleg:innen mit der Forderung nach dem Ausschluss 
der Profitlogik aus dem Gesundheitssystem und einer men-
schenwürdigen Pflege.  Diese Fotos hätten wir gern im In-
tranet gesehen. 

Urabstimmung? 
Der Abschluss steht, die TVÖD-Runde 2023 ist vorbei. Bei 
einer unverbindlichen Abstimmung bekundeten etwa zwei 
Drittel ihre Zustimmung zum Ergebnis. Allerdings beteiligten 
sich bundesweit nur ca. 22% der berechtigten ver.di- Mit-
glieder an der Umfrage. Dabei gibt es gerade an den be-
troffenen Berliner Kliniken viel Unzufriedenheit mit dem Er-
gebnis zu hören. Bleibt uns die Frage, wäre bei einer ver-
bindlichen Urabstimmung zur Annahme des Angebotes oder 
der Einleitung eines unbefristeten Streiks neben einer 
höheren Teilnahme auch ein anderes Zustimmungsverhält-
nis herausgekommen? 

Wenn Gesetze was ändern würden 
Dann hätten wir genug Kitaplätze, genug Pflegepersonal 
oder eine anständige Bezahlung im Öffentlichen Dienst. Der 
Präsident des „Arbeitgeber“verbands Pflege fordert einen 
Rechtsanspruch auf einen Heimplatz. Könnte gut klingen, 
wenn da nicht dieser Beigeschmack wäre vom Herrn Präsi-
denten: es bleiben heute schon Betten leer, "weil sie wegen 
des Personalmangels bei gleichzeitig rigiden Personalvor-
gaben nicht belegt werden dürfen“. Rigide Personalvorga-
ben? Alte Menschen sind mittlerweile (und leider) ein boo-
mendes Geschäft, doch das Pflegepersonal soll weder an-
ständig bezahlt werden noch gute Arbeitsbedingungen 
haben. Dies könnte ja den Profiten schaden. Ein Gesetz 
könnte dieses „Problem“ jedenfalls für die Altenheimbesitzer 
lösen. 

 


